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Geschäftsbereich der Staatskanzlei TC "Geschäftsbereich der Staatskanzlei" \l 1 \n 
	1. Abgeordnete
Renate
Ackermann
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Ackermann, Renate (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Informationen zu den bayerischen Standorten des US-Militärs " \l 2 
	Welche Zusagen, Auskünfte und Absichten haben die Gesprächspartner bzw. 
-partnerinnen von Staatsminister Sinner bei seinem US-Besuch bezüglich der Erweiterung, des Erhaltes bzw. der Schließung der bayerischen Standorte des US-Militärs gemacht?




Antwort der Staatskanzlei

Die amerikanischen Gesprächspartner haben keine Zusagen gemacht. Sie haben auch keine Zusagen zur Erweiterung, zum Erhalt bzw. zur Schließung der bayerischen Standorte des US-Militärs gemacht. Sie haben jedoch mitgeteilt, dass die Stationierung der US-Truppen weltweit derzeit neu überdacht wird. In diesen Diskussionsprozess, die bayerische Interessenlage einbringen und verdeutlichen zu können, war wertvoll.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums des Innern" \l 1 \n 
	2. Abgeordnete
Susann
Biedefeld
(SPD) TC "Biedefeld, Susann (SPD)
Ausbau/Instandhaltung der Staatsstraße 2204 zwischen Autenhausen und Gemünda " \l 2 
	Trifft es zu, dass für den weiteren Ausbau/Instandhaltung der Staatsstraße 2204 für den 2. Bauabschnitt zwischen Autenhausen und Gemünda (Stadt Seßlach, Landkreis Coburg) trotz der schriftlichen Zusage der Obersten Baubehörde im Staatsministerium des Innern vom 23.06.2003 (die Arbeiten bis zum Jahr 2008 zum Abschluss zu bringen) und trotz des m.E. verheerenden und verkehrsgefährdenden Zustands der Straße keine Mittel in 2007 und 2008 zur Verfügung gestellt werden und wenn ja, wie lange will die Staatsregierung trotz schriftlicher Versprechen die Stadt Seßlach noch vertrösten?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

Die Staatsstraße 2204 soll zwischen Autenhausen und Gemünda im Rahmen der Bestandserhaltung instand gesetzt werden. Diese Maßnahme wurde in zwei Bauabschnitte gegliedert: Der erste Bauabschnitt südlich 
Autenhausen wurde im Mai 2006 abgeschlossen, während der zweite Bauabschnitt nördlich Gemünda baureif ist.

Die St 2204 ist mit rund 2.570 Kfz/24h im Jahr 2005 unterdurchschnittlich belastet und zeigt kein auffälliges Unfallgeschehen. Der Straßenzustand ist im noch nicht sanierten Bereich nicht verkehrsgefährdend.

Die Bestandserhaltungsmittel im Landkreis Coburg müssen in den Jahren 2007 und 2008 vorrangig für den bestandsorientierten Ausbau der mit rund 7.220 Kfz/24h sehr stark belasteten St 2205 zwischen Wiesenfeld und Naida verwendet werden, der auch wegen der auffälligen Unfallsituation dringlicher ist. Diese vorrangige Maßnahme soll zur Verkehrsfreigabe der A73 im Jahr 2008 abgeschlossen sein.

Der zweite Bauabschnitt der St 2204 nördlich Gemünda kann daher erst nach Abschluss der Bauarbeiten an der St 2205 - voraussichtlich im Jahr 2009 - in Angriff genommen werden.

Eine schriftliche Zusage der Obersten Baubehörde (OBB), die zum Ausdruck gebracht hätte, dass die Arbeiten an der St 2204 zwischen Autenhausen und Gemünda bis zum Jahr 2008 zum Abschluss gebracht werden, gibt es nicht. In einem Schreiben der OBB vom 23.06.2003 war dies als anzustrebendes Ziel formuliert und unter den Vorbehalt ausreichender Haushaltsmittel gestellt worden. Entsprechend antwortete die OBB auch auf eine Schriftliche Frage der Fragenstellerin vom 29.04.2003 unter dem 18.06.2003 (LT-Drs. 14/12744 v. 08.07.2003).

	3. Abgeordneter
Franz
Schindler
(SPD) TC "Schindler, Franz (SPD)
Integration der Grenzpolizei in die Landespolizei " \l 2 
	Bezugnehmend auf die Anfrage zum Plenum vom 29.03.07 und Pressemeldungen vom 03.04.07, wonach das Personalsoll der Polizeiinspektion Cham im Zuge der Integration der Grenzpolizei in die Landespolizei um über zehn Stellen aufgestockt werde, frage ich erneut, mit welcher personellen Verstärkung die in meiner Anfrage vom 29.03.2007 genannten Polizeidienststellen im Landkreis Schwandorf rechnen können?




Antwort des Staatsministeriums des Innern

In der Antwort des Staatsministerium des Innern auf die Anfrage zum Plenum des Fragenstellers vom 29.03.2007 wurde mitgeteilt, dass über die genaue Verteilung der Sollstellen der Grenzpolizei im Bereich des Polizeipräsidiums Oberpfalz (neu) bislang noch nicht abschließend entschieden sei. Die Verteilung der Stellen werde sich aber an der Sicherstellung einer allgemeinpolizeilichen Grundversorgung in den Grenzkommunen, der Einsatzphilosophie des zweiten Fahndungsgürtels sowie an den polizeilichen Einsatzschwerpunkten orientieren (vgl. LT-Drs. 15/7792 v. 29.03.2007, Seite 8).

Die Aussage des Bezirkspersonalrats des Polizeipräsidiums Niederbayern/Oberpfalz in der Chamer Zeitung vom 03.04.2007 basierte auf dem ursprünglichen Konzept des Präsidiums, über das abschließend noch nicht entschieden ist. Insofern kann noch keine Aussage zur dortigen Sollstellenverteilung getroffen werden.

Die Sollstärken der Dienststellen im sog. zweiten Fahndungsschleier, zu dem u.a. auch die genannten Dienststellen im Landkreis Schwandorf zählen, sind ebenfalls noch nicht abschließend festgelegt, da es zur Erstellung eines belastbaren Gesamtkonzepts noch Abstimmungsbedarf mit den betroffenen Polizeipräsidien gibt. Insofern hat sich auch der Sachstand bezüglich der Dienststellen in Schwandorf, Nabburg, Neunburg, Burg-lengenfeld und Nittenau bislang nicht geändert.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus" \l 1 \n 
	4. Abgeordnete
Christa
Naaß
(SPD) TC "Naaß, Christa (SPD)
Förderstunden an der Schule in Heilsbronn " \l 2 
	Nachdem der Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport die Petition der Heilsbronner Eltern der 1. Jahrgangsstufe berücksichtigt und 15 zusätzliche Förderstunden für die 
1. Klassen beschlossen hat, diese jedoch in der Umsetzung bisher nicht zusätzlich gewährt wurden, sondern von den zugeteilten Stunden, die für Differenzierungsunterricht, besonderen Förderunterricht und AGs für das Schuljahr 2006/2007 eingeplant waren, entnommen wurden und diese Stunden derzeit auf Grund von Vertretungssituationen nicht einmal mehr gegeben werden können, frage ich die Staatsregierung, wann sie endlich gedenkt, den Beschluss des Ausschusses umzusetzen?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Am 12. Oktober wurde die Eingabe des Petenten bezüglich einer Teilung der Eingangsklassen an der Grundschule Heilsbronn im Bildungsausschuss des Landtags behandelt. Die Eingabe wurde aufgrund der Stellungnahme der Staatsregierung für erledigt erklärt mit der Maßgabe, dass das Staatliche Schulamt Ansbach aufgefordert wird, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um über Differenzierungsstunden und zusätzliche Angebote von Lehrerstunden die Situation aufgrund der großen Eingangsklassen zu entschärfen.

Es trifft demnach nicht zu, dass der Ausschuss für Bildung, Jugend und Sport beschlossen hat, für die Klasse der Jahrgangsstufe 1 zusätzliche Lehrerstunden zur Differenzierung bereitzustellen. Dem Beschluss des Ausschusses wurde in zweifacher Weise Rechnung getragen; zum einen hat das Staatsministerium darauf hingewirkt, dass die an der Schule tätige Förderlehrerin verstärkt in den Klassen der Jahrgangsstufe 1 eingesetzt wird und zum anderen wurden der Grundschule Heilsbronn weitere Lehrerstunden zugewiesen, so dass ab Januar 2007 zwei Arbeitsgemeinschaften an der Schule eingerichtet werden konnten.

	5. Abgeordnete
Karin
Pranghofer
(SPD) TC "Pranghofer, Karin (SPD)
Änderung der Aufnahmebedingung für die Fachoberschule " \l 2 
	Warum hat das Kultusministerium in der gültigen Schulordnung vom 20.09.2006 für die Fachoberschulen die Aufnahmebedingungen in § 4 Abs. 4 geändert, wonach die bisherige Möglichkeit, die Eignung durch eine Aufnahmeprüfung nachzuweisen, wegfällt, obwohl der Bildungsweg zum Abitur über die Fachoberschule ausgebaut werden soll?





Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Die Aufnahmeprüfung fand unmittelbar nach den Abschlussprüfungen der Zubringerschulen statt, bezog sich auf die gleichen Lerninhalte und hat sich als rein punktuelle Prüfung nicht als zuverlässiger Indikator für die Eignung erwiesen.

Insgesamt sind jedoch nur wenige Schüler von dieser Neuregelung betroffen. Im Schuljahr 2006/2007 sind von den insgesamt 172 Schülern (ca. 1 % der Gesamtschülerzahl, d.h. ca. 2 Schüler pro Fachoberschule), die die Aufnahmeprüfung bestanden hatten, 54 Schüler (31,4%) bis zum Ende der Probezeit bereits wieder ausgetreten oder haben diese nicht bestanden.

Die betroffenen schwächer qualifizierten Schüler können nach einer Berufsausbildung an der Berufsoberschule in nur einem Jahr das Fachabitur oder in zwei Jahren das Abitur (fachgebunden oder allgemein) erwerben. Für diesen Weg wurden zusätzliche Übergangshilfen geschaffen.

	6. Abgeordnete
Angelika
Weikert
(SPD) TC "Weikert, Angelika (SPD)
Stadtteilschule für Nürnberg " \l 2 
	Wie Staatssekretär Freller am 7. März anlässlich einer Diskussionsrunde im Südstadtladen in Nürnberg erklärte, strebt er eine Stadtteilschule nach dem Hamburger Vorbild an, ich frage daher, welche Elemente des Hamburger Vorbildes soll die von Herrn Freller geplante Stadtteilschule übernehmen und in welchem Zeitrahmen soll sie realisiert werden?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Herr Staatssekretär Freller strebt keine Stadtteilschulen, wie sie in Hamburg geplant sind, an. Es gibt auch sonst keine derartigen Planungen im Staatsministerium für Unterricht und Kultus.

	7. Abgeordnete
Johanna
Werner-Muggendorfer
(SPD) TC "Werner-Muggendorfer, Johanna (SPD)
Voraussetzungen für die Übernahme von Gymnasiallehrern aus anderen Bundesländern " \l 2 
	Unter welchen Gesichtspunkten (Voraussetzungen) werden Gymnasiallehrerinnen bzw. -lehrer aus anderen Bundesländern in den bayerischen Schuldienst übernommen?




Antwort des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus

Grundsätzlich gibt es für in anderen Bundesländern eingestellte Lehrkräfte zwei Möglichkeiten, um in den bayerischen Schuldienst zu wechseln. 

Am planstellenneutralen Lehrertauschverfahren können nur Bewerber teilnehmen, die bereits hauptamtlich oder hauptberuflich unbefristet im staatlichen Schuldienst eines Landes tätig sind. Voraussetzung für eine 
Übernahme ist eine Freigabeerklärung der abgebenden Dienstbehörde. Diese ist auf der Grundlage des Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 10.05.2001 jedoch großzügig zu erteilen.


Im Tauschverfahren ist jedes Land grundsätzlich bereit, mindestens ebenso viele Lehrkräfte aus anderen Ländern zu übernehmen, wie Lehrkräfte in diese Länder abgegeben werden. Unbeschadet dessen kann im Einzelfall eine Übernahme aus triftigen Gründen (insbesondere mangelnder fächerspezifischer Bedarf) abgelehnt werden.

Darüber hinaus können zur Flexibilisierung des Verfahrens mit Zustimmung des abgebenden Landes zusätzliche Lehrkräfte übernommen werden. Derzeit ist jedoch bei vielen Bundesländern die Bereitschaft gering, Lehrkräfte über die Zahl der aufgenommenen Lehrkräfte hinaus abzugeben, da in diesen Ländern ebenfalls Lehrerknappheit besteht.

Wenn eine Lehrkraft von seinem Land eine Freigabeerklärung für eine freie Bewerbung erhält, kann sie sich zusätzlich als freier Bewerber um Einstellung bewerben. Im Fall einer Einstellung auf Planstelle erfolgt die Übernahme auf dem Weg der Versetzung, wenn das abgebende Bundesland diesem zustimmt. Im Rahmen einer freien Bewerbung können sich auch Lehrkräfte um Einstellung in den bayerischen Schuldienst bewerben, die noch keine feste Anstellung besitzen. Hier gelten für die Anerkennung der Lehrbefähigung die sog. Husumer Beschlüsse.

Bei beiden Möglichkeiten müssen die Bewerber in Bayern adäquat eingesetzt werden können. Das heißt, dass Einstellungen nur dann erfolgen können, wenn die Lehrkräfte eine Qualifikation besitzen, die mit den Grundsätzen der Bayerischen Lehrerbildung vereinbar ist. Weiter erfolgt eine Einstellung bedarfsorientiert, 
d.h. der angebotene Einsatzort bei der Einstellung richtet sich nach dem dortigen Bedarf und nach den sozialen Kriterien der Mitbewerber.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie" \l 1 \n 
	8. Abgeordneter
Dr. Sepp
Dürr
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Dr. Dürr, Sepp (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Geothermie-Projekt in Dießen " \l 2 
	Nachdem bei der Gemeinde Dießen in letzter Zeit die Zweifel an der Seriosität der Firma G-Therm Energy and Water GmbH nach mehreren Zusammenkünften mit Gemeindevertretern und der seit der Vergabe des Bergrechts für das Aufsuchen der Erdwärme in Dießen eingetretenen personellen und finanziellen Veränderungen innerhalb der Firma gewachsen sind, frage ich die Staatsregierung, wie sie sicherstellen will, dass G-Therm trotz des geäußerten Desinteresses an der Fernwärme die - sich mit den Wünschen der Gemeinde deckenden - Auflagen des Wirtschaftsministeriums hinsichtlich einer gekoppelten Strom- und Wärmenutzung bei Erfolg des Projekts erfüllt, warum die Staatsregierung nicht die Zweifel der Gemeinde Dießen teilt, dass die Firma nach dem Rückzug einer österreichischen Bank und nach für Investoren wenig Vertrauen erweckenden dreimaligen Wechsel in der Leitung der Geschäftsführung innerhalb eines Jahres nicht mehr die finanzielle Leistungsfähigkeit zur Durchführung des Vorhabens hat, und warum die Staatsregierung in ihrer Antwort auf meine Anfrage vom 26. März 2007 personelle Verflechtungen zwischen G-Therm und leitenden aktiven und ehemaligen Vertretern des Wirtschaftsministeriums bei der Vergabe und der jetzt anstehenden Durchführung ausgeschlossen hat, obwohl solche Vertreter bei einer Veranstaltung in Dießen von G-Therm als Beiräte der Firma vorgestellt wurden, die die Aufgabe hätten, dafür zu sorgen, dass "es für die Firma bei den Behörden läuft"?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

1. In den Erlaubnisbescheiden für die Aufsuchung von Erdwärme mit Zielrichtung geothermischer Stromerzeugung ist klar darauf hingewiesen worden, dass nach Fündigkeit eine bergrechtliche Bewilligung zur dauerhaften gewerblichen Gewinnung der Erdwärme nur erteilt wird, wenn neben der Stromerzeugung auch Wärme/Abwärme ausgekoppelt wird. Dies ist dem Investor bekannt und er wurde mehrmals ausdrücklich darauf hingewiesen.

2. Die das Projekt finanzierende Seite hat gegenüber dem Wirtschaftsministerium schriftlich bestätigt, dass die erforderlichen Mittel zur Finanzierung der in den Bergrechtsbescheiden genannten Arbeitsprogramme zur Verfügung stehen und die Aufsuchungsarbeiten der Erdwärmevorkommen finanziert werden. Dies gilt auch für die Errichtung der Anlagen für die Erzeugung von Strom und Wärme. 
3. Von einer personellen Verflechtung - Wirtschaftsministerium und Unternehmen - kann keine Rede sein. Bei den angesprochenen "Beiräten" handelt es sich um pensionierte Beamte des Freistaats. Der eine der beiden "Beiräte" hat schon vor über 20 Jahren das Wirtschaftsministerium verlassen, der andere "Beirat" war zu keiner Zeit im Wirtschaftsministerium tätig.

	9. Abgeordneter
Eike
Hallitzky
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Hallitzky, Eike (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Barrierefreier Ausbau des Passauer Bahnhofs " \l 2 
	Da laut regionaler Presse der Passauer Bahnhof bis zum Jahr 2011 barrierefrei ausgebaut sein soll, frage ich die Staatsregierung, ob dieser Termin gewährleistet ist; wenn nein, bis wann mit einer Fertigstellung zu rechnen ist und mit welchen ungefähren Gesamtkosten für den Ausbau gerechnet wird?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Die DB Station & Service AG ist bei ihren bisherigen Überlegungen davon ausgegangen, im Jahr 2009 mit der Planung und ab 2011 mit einem barrierefreien Ausbau des Passauer Hauptbahnhofes zu beginnen. Auf Intervention des Staatsministers beabsichtigt die DB Station & Service AG im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten in die konkreten Planungen noch im Jahr 2008 einzutreten. Damit wird nach dem neuen Zeitplan ein Baubeginn schon im Jahr 2010 möglich. Die besonders für die mobilitätsbeeinträchtigten Reisenden wichtigen Aufzüge können dem Baufortschritt entsprechend ab Mitte 2011 sukzessive genutzt werden. Im Übrigen besteht die Gelegenheit, die näheren Einzelheiten Anfang Mai mit dem Vorstandsvorsitzenden der DB Station & Service AG zu besprechen. Thema wird auch die Einhaltung des von der Bahn aktualisierten Zeitplanes sein. Die Gesamtkosten betragen nach einer ersten Grobkostenschätzung rd. 12,5 Mio. € (10,3 Mio. € Baukosten => Finanzierung durch den Bund; 2,2 Mio. € wirtschaftlicher Ausgleich => Finanzierung durch den Freistaat).

	10. Abgeordnete
Christine
Kamm
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Kamm, Christine (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Infrastrukturverbesserungen im Regionalverkehr bei Diedorf und Meitingen " \l 2 
	Können die für den Takt im Regionalverkehr erforderlichen 3. Gleisteilstücke bei Diedorf und bei Meitingen in den Bundesverkehrswegeplan aufgenommen werden, obwohl sie für die Verbesserung des Nahverkehrs und nicht für die des Fernverkehrs erforderlich sind, bis wann ist eine Realisierung durch den Bund denkbar, und aus welchen Gründen können diese Maßnahmen nicht ebenso wie die Infrastrukturverbesserungen an der Paartalbahn durch ergänzende Tilgungskostenzuschüsse des Landes an die Bahn finanziert werden?


Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Schieneninfrastruktur der Eisenbahnen des Bundes ist grundsätzlich Angelegenheit des Bundes (Art. 87 e GG). Der Freistaat Bayern ist hierfür nicht zuständig. Strecken des Fernverkehrs sind nach § 8 Abs. 1 Bundesschienenwegeausbaugesetz zu finanzieren. Beide genannten Strecken sind Strecken, die überwiegend dem Fernverkehr dienen. Der abschnittsweise dreigleisige Ausbau Richtung Donauwörth sowie zwischen Hirblinger Straße und Westheim ist somit nicht Bestandteil des aktuellen Ausbauprojektes für den Regio-Schienen-Takt Augsburg. Dieser Ausbau muss einer späteren Planungs- und Baustufe aufgrund einer Festlegung im Bundesverkehrswegeplan vorbehalten bleiben. Eine zeitliche Perspektive hierfür kann derzeit noch nicht angegeben werden. Der Freistaat Bayern ist grundsätzlich bereit, den Ausbau der dreigleisigen Abschnitte bei der Fortschreibung des Bundesverkehrswegeplans, die voraussichtlich vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung Ende 2008 eingeleitet wird, erneut gegenüber dem Bund vorzubringen.

Ein Vergleich mit der Paartalbahn ist nicht möglich, weil es sich hier um eine Nahverkehrsstrecke handelt. Der Ausbau wird nach § 8 Abs. 2 Bundesschienenwegeausbaugesetz aus Bundesmitteln finanziert. Nur dann, wenn die Finanzierung aus zinslosen Darlehen des Bundes erfolgt, kann im Einzelfall ein Tilgungskostenzuschuss des Freistaats zur Herstellung der Wirtschaftlichkeit eines Projektes erfolgen, was jedoch keine Infrastrukturfinanzierung darstellt.

	11. Abgeordneter
Thomas
Mütze
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Mütze, Thomas (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Verkehrskonzept für Straße und Schiene am bayerischen Untermain " \l 2 
	Wird die Staatsregierung ein Verkehrskonzept für Straße und Schiene am bayerischen Untermain erarbeiten, welches die Situation erfasst, den Sanierungsbedarf benennt und einen Zeit- und Finanzplan für die Ertüchtigung desselben vorgibt?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Bereich Schiene: 
Schieneninfrastruktur der Eisenbahnen des Bundes sind grundsätzlich Angelegenheit des Bundes (Art. 87 e GG), insoweit wäre der Bund gefordert, ein solches Konzept zu erstellen, was aber bislang nicht vorgesehen war und auch nicht gemacht wurde. Der Freistaat Bayern ist hierfür nicht zuständig. Für die Sicherung und Sanierung des Bestandsnetzes ist die DB AG in eigener Verantwortlichkeit zuständig. Hierfür erhält sie im Wege eines pauschalen Ansatzes Geld vom Bund. Die DB AG ist seitens des Bundes gehalten, einen Bericht über den Zustand des Netzes zu erbringen (Netzzustandsbericht). Der Freistaat kann zur Fortentwicklung des Bayern - Taktes (z.B. auf der Grundlage bestellpolitischer Konzepte des Nahverkehrsplanes Bayern) mit der DB AG im Rahmen von § 8 Abs. 2 Bundesschienenwegeausbaugesetz Neu-, Aus- und Umbaumaßnahmen vereinbaren, die aber auch aus Bundesmitteln (zinslose Darlehen oder Baukostenzuschüsse) unbeschadet etwaiger Tilgungskostenzuschüsse des Freistaats zu finanzieren sind.

Bereich Straße: 
Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist für den Wirtschaftsstandort Bayerischer Untermain von zentraler Bedeutung. In den Spitzenstunden ist das Straßennetz, das ähnliche Verkehrsbelastungen wie die Flughafenregionen München und Nürnberg aufweist, überlastet. Die wichtigste Maßnahme im Bereich des Straßenbaus ist der sechsstreifige Ausbau der A 3, die auch den nordbayerischen Raum an den Flughafen Frankfurt anbindet. Hier werden insbesondere im Abschnitt Aschaffenburg - Würzburg große Anstrengungen unternommen. Von Aschaffenburg bis Hösbach ist der Ausbau im Gange bzw. abgeschlossen. Zwischen Hösbach und Würzburg wird mit Hochdruck an Planung bzw. Baurecht gearbeitet. Aber auch zwischen Würzburg und dem AK Fürth/Erlangen wurde die Planung bereits aufgenommen. Im Rahmen von Verkehrskonferenzen wurde im Dezember 2006 und im Februar 2007 übereinstimmend von den Landkreisen Aschaffenburg und Miltenberg, der Stadt Aschaffenburg, den örtlich zuständigen Bundes- und Landtagsabgeordneten und der Straßenbauverwaltung (StBA AB und RUF) festgestellt, dass für die Festlegung der Ausbau- und Ertüchtigungsziele des Verkehrssystems in der Region Bayerischer Untermain eine Gesamtverkehrsuntersuchung durchgeführt werden soll. In das Gesamtverkehrsmodell wird auch der öffentliche Verkehr (Busse und Bahnen) einbezogen. Ziel ist es, nach Vorlage der Untersuchungsergebnisse den Ausbaubedarf und die Prioritäten der Einzelmaßnahmen bedarfsgerecht festzulegen. Das Verkehrsmodell soll auch dazu dienen, Maßnahmen der verschiedenen Baulastträger Bund, Freistaat und Kommunen aufeinander abzustimmen und Prioritäten festzulegen. Die Untersuchungen sollen vom Freistaat Bayern und vom Bund finanziert werden. Der entsprechende Antrag zur Aufnahme in das Gesamtforschungsprogramm des Bundes wurde bereits gestellt. Die Untersuchungen sollen nach Möglichkeit in diesem und in nächstem Jahr durchgeführt werden. Notwendige neue Projekte sollen bei der nächsten Fortschreibung zur Aufnahme in den Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen und den Ausbauplan für die Staatsstraßen vorgeschlagen werden.

	12. Abgeordneter
Dr. Martin
Runge
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Dr. Runge, Martin (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Bebauungsplan für den Bereich des \"Panorama Parks\" in Bischofswiesen " \l 2 
	Wie beurteilt die Staatsregierung den Beschluss des Gemeinderates Bischofswiesen zur Änderung des Bebauungsplanes für den Bereich des "Panorama Parks" aus landesplanerischer Sicht und welche Chancen gibt sie dem Projekt "Neuerrichtung eines Einkaufszentrums", welches mit der Bebauungsplanänderung auf den Weg gebracht werden sollte, in einem Zielabweichungsverfahren vor dem Hintergrund der Genehmigung des FOC Piding in einem eben solchen Verfahren?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Die Gemeinde Bischofswiesen beabsichtigt, anstelle des bestehenden Einkaufszentrums Panorama-Park mit einer Verkaufsfläche von 7.600 m² die Neuerrichtung eines Einkaufszentrum mit der selben Verkaufsfläche bei geändertem räumlichen Umgriff. Hierzu soll der Bebauungsplan entsprechend geändert werden. Da es zu einer Neuerrichtung eines Einkaufszentrums auf der Grundlage eines geänderten Bebauungsplans kommt, ist das Vorhaben an den Vorgaben des LEP, insbesondere LEP-Ziel B II 1.2.1.2, zu messen. 
Die Regierung von Oberbayern hat als die für die landesplanerische Beurteilung zuständige höhere Landesplanungsbehörde mit Schreiben vom 14.02.2007 und 11.04.2007 zu dem Vorhaben Stellung genommen und festgestellt, dass - die geplanten Verkaufsflächen die gem. LEP B II 1.2.1.2 maximal zulässigen Verkaufsflächen erheblich überschreiten und - der Mikrostandort nicht den Erfordernissen einer städtebaulich integrierten Lage entspricht. Damit steht das Vorhaben im Widerspruch zum LEP-Ziel B II 1.2.1.2.

Beim StMWIVT als Oberster Landesplanungsbehörde ist bisher kein Zielabweichungsantrag der Gemeinde Bischofswiesen anhängig. Rechtlicher Maßstab für die Überprüfung eines Zielabweichungsantrags der Gemeinde Bischofswiesen wäre Art. 29 BayLplG. Danach kann die Oberste Landesplanungsbehörde die Abweichung von einem Ziel der Raumordnung im Einvernehmen mit den fachlich berührten Staatsministerien und im Benehmen mit den betroffenen Gemeinden zulassen, wenn die Abweichung unter raumordnerischen Gesichtspunkten vertretbar ist und die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Sie hat dabei auch das im Jahr 2006 in das LEP eingefügte Ziel B II 1.2.1.2 Abs. 5 zu beachten, wonach zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der grenznahen Gebiete und deren Versorgung mit Einzelhandelseinrichtungen in diesen Gebieten das Zielabweichungsverfahren bei der Zulassung von Einzelhandelsgroßprojekten unter Berücksichtigung der Praxis in den Nachbarstaaten flexibel gehandhabt werden soll.




	13. Abgeordnete
Barbara
Rütting
(BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN) TC "Rütting, Barbara (BÜNDNIS 90 DIE GRÜNEN)
Sponsoren bei Veranstaltungen der Staatsregierung " \l 2 
	Bei welchen Veranstaltungen der Staatsregierung sind Verbände der Tabaklobby bzw. einzelne Mitgliedsfirmen in den vergangenen fünf Jahren als Sponsoren aufgetreten, wie hoch war dabei jeweils die Sponsorensumme und welche Mitgliedsfirmen haben in den letzten fünf Jahren Fördermittel durch den Freistaat erhalten?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Die aufgeworfene Fragen sind bereits in der Interpellation vom 08.02.2007 der Fraktion Bündnis90/Die Grünen zum Thema "Drogen, Sucht, Suchthilfe und Prävention in Bayern" unter Ziff. XIII enthalten, zum Thema Sponsoring beschränkt auf die Jahre 2004 und 2005. Im Vorgriff auf die Beantwortung der Interpellation wird für den Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie festgestellt, dass für die vergangenen fünf Jahren keine Erkenntnisse über Auftritte der Tabakindustrie als Sponsoren von Veranstaltungen vorliegen. In den letzten fünf Jahren hat das Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie keine Unternehmen der Tabakindustrie gefördert.

	14. Abgeordneter
Rainer
Volkmann
(SPD) TC "Volkmann, Rainer (SPD)
Maßnahmen zur Beschleunigung der S-Bahn von der Stadtmitte zum Flughafen München " \l 2 
	Was hat die Staatsregierung zur Beschleunigung der S-Bahn von der Stadtmitte zum Flughafen München in den letzten 6 Jahren unternommen und mit welchem Ergebnis oder hat sie im Hinblick auf die Transrapid-Debatte jegliche Verbesserung dieser Anbindung ruhen lassen?




Antwort des Staatsministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Der Freistaat Bayern war und ist fortwährend bestrebt, den ÖPNV, insbesondere auch den SPNV den aktuellen und prognostizierbaren Erfordernissen und Entwicklungen anzupassen. Dies zeigt sich zum Beispiel in seinem großen Engagement für die Planungen des Erdinger Ringschlusses, bei den Planungen für die 2. S-Bahn-Stammstrecke und bei einer Vielzahl von weiteren S-Bahn-Infrastruktur-Vorhaben im gesamten MVV-Raum, die sich derzeit in unterschiedlichen Planungsphasen befinden. Zur Beschleunigung der bestehenden S-Bahn-Strecken zum Flughafen haben in den letzen 6 Jahren beigetragen: Die Realisierung des 2. Arbeitsschrittes der Neufahrner Kurve (konkret: Umbau des Bf. Feldmoching und der jetzt gestartete Streckenausbau Neulustheim), der zweigleisige Ausbau des Bahnhofs Unterföhring, und der Ausbau des S-Bahn-Netzes im Rahmen des 520-Mio.-DM-Programms. Alle diese Maßnahmen tragen dazu bei, die Betriebsqualität der S-Bahn deutlich zu erhöhen.


Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz" \l 1 \n 
	15. Abgeordneter
Reinhold
Strobl
(SPD) TC "Strobl, Reinhold (SPD)
Ausstehender staatlicher Zuschuss für Kanalbauarbeiten an den Markt Moosbach " \l 2 
	Trifft es zu, dass dem Markt Moosbach, Kreis Neustadt an der Waldnaab, für Kanalbauarbeiten noch ein staatlicher Zuschuss von Euro 700.000 aussteht; wenn ja, wann ist mit einer Auszahlung welcher Teilbeträge zu rechnen?




Antwort des Staatsministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz

Der Markt Moosbach hat für den Bauabschnitt 17 seiner Abwasseranlage mittels Baustandsbericht eine Rate von 633 T Euro des mit Zuwendungsbescheid vom 12.09.2006 insgesamt in Aussicht gestellten Zuschusses von 1.554 T Euro abgerufen. Die Auszahlung der abgerufenen Rate wird - vorbehaltlich des Nachtragshaushalts 2008 und der darin veranschlagten Fördermittelansätze - voraussichtlich im Frühjahr 2008 erfolgen.

Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen TC "Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen" \l 1 \n 
	16. Abgeordnete
Christa
Steiger
(SPD) TC "Steiger, Christa (SPD)
Bezuschussung nach dem BayKiBiG für integrative Einrichtungen " \l 2 
	Wann ist mit einer Entscheidung über die Höhe des Faktors X bei der Bezuschussung nach dem BayKiBiG (angekündigte Finanzierung Faktor 4,5 plus X) der Integrativen Kindertageseinrichtungen, von Integrativen Gruppen und bei der Einzelintegration von Kindern mit Behinderung zu rechnen und in welcher Höhe werden sich die Bezirke im Rahmen der Eingliederunghilfe beteiligen und wann werden die Träger der Kindertagesstätten die Finanzmittel erhalten?




Antwort des Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen

Rechtsgrundlage für eine höhere Förderung integrativer Kindertageseinrichtungen ist Art. 21 Abs. 5 Satz 3 BayKiBiG. Danach kann in integrativen Kindertageseinrichtungen von dem Gewichtungsfaktor 4,5, der für behinderte oder von wesentlicher Behinderung bedrohte Kinder im Sinne von § 53 SGB VIII grundsätzlich gilt, zur Finanzierung des höheren Personalbedarfes im Einvernehmen mit der betroffenen Gemeinde nach oben abgewichen werden. Diesen höheren Faktor 4,5 + x erhalten somit nicht Einrichtungen mit Einzelintegration, also Einrichtungen mit ein bis zwei Kindern mit Behinderung.

Zur Berechnung des Faktors 4,5 + x hat das Sozialministerium ein Programm zur Verfügung gestellt, das die konkrete personelle Situation der integrativen Einrichtung berücksichtigt und das seit 01.09.2006 flächendeckend zum Einsatz kommt. Über den Faktor x werden danach 80 % der zusätzlichen Personalkosten gefördert. Integrative Einrichtungen erhalten bei entsprechender Antragstellung bereits laufend quartalsweise Abschlagszahlungen zu dem Faktor 4,5 + x. Die Endabrechnung erfolgt rückwirkend für das abgelaufene Kindergartenjahr.

Auf Wunsch der freien Wohlfahrtspflege und aufgrund der Problemanzeige, Gemeinden hätten zum Teil bei der Entscheidung, wie viel Personal zusätzlich benötigt wird, Schwierigkeiten, hat der Runde Tisch am 
28. Februar 2007 eine Unterarbeitsgruppe beauftragt, einen Vorschlag bezüglich des benötigten zusätzlichen Personals in integrativen Einrichtungen bzw. bezüglich der damit verbundenen Höhe des Faktors x zu entwickeln. Die Unterarbeitsgruppe hat hierzu am 16. März 2007 eine Empfehlung in Abhängigkeit zur Zahl der Kinder mit Behinderung erarbeitet. Diese wird in diesen Tagen an die kommunalen Spitzenverbände mit der Bitte übermittelt, sie an ihre Mitglieder zur abschließenden Bewertung weiterzugeben. Das Staatsministerium geht davon aus, dass bei einer anschließenden Einigung das neue Verfahren mit Beginn des kommenden Kindergartenjahres Anwendung finden wird.

Die Finanzierung durch die Bezirke im Rahmen der Eingliederungshilfe bleibt hiervon unberührt. Diese erfolgt derzeit in der Regel auf Grundlage eines Entwurfs für eine Rahmenleistungsvereinbarung. Danach erhöhen die Bezirke zum Ausgleich für zusätzliches Personal den Gewichtungsfaktor 4,5 um einen Punkt auf 5,5, und leisten darüber hinaus zusätzlich rund 50 Fachdienststunden pro Kind und Jahr. Die Verbände wollen unter Berücksichtigung der Erfahrungen des ersten Kindergartenjahres nach Einführung der neuen Förderung die Verhandlungen zum Abschluss einer Rahmenleistungsvereinbarung möglichst noch im April wieder aufnehmen.

